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Erläuterungen 

Der Einwohnerrat der Gemeinde Allschwil, gestützt auf 
Art. 5 des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG; 
SR 700), das Gesetz über die Abgeltung von Planungs-
mehrwerten vom 27. September 2018 (SGS 404) sowie 
§ 46 Absatz 1 und § 47 Absatz 1 Bst. 2 des Gesetzes 
über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden 
vom 28. Mai 1970 (Gemeindegesetz, GemG, SGS 180) 
beschliesst: 
 

  

§ 1 Zweck  

Dieses Reglement regelt die Abgeltung von Planungs-
mehrwerten bei Ein-, Auf- oder Umzonungen, Quartierplä-
nen und Ausnahmeüberbauungen nach einheitlichem 
Plan im Gebiet der Gemeinde. 

  

§ 2 Grundsatz  

1 Wird mit einer Planungsmassnahme Land von einer 
Nichtbauzone einer Bauzone zugewiesen (Einzonung) 
oder erfährt ein Grundstück eine gesteigerte bauliche Nut-
zungsmöglichkeit (Auf- oder Umzonung, Quartierplan und 
Ausnahmeüberbauung nach einheitlichem Plan), so hat 
die Grundeigentümerschaft der Gemeinde Allschwil eine 
Mehrwertabgabe zu entrichten.  

2 Die Abgabepflicht wird durch den Gemeinderat im 
Grundbuch angemerkt, nachdem die Planungsmass-
nahme in Rechtskraft erwachsen ist. 
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§ 3 Ermittlung und Verfügung  

1 Der Mehrwert errechnet sich aus der Differenz des Wer-
tes der betroffenen Parzellenfläche unmittelbar vor der 
Planungsmassnahme und zum Zeitpunkt der Rechtskraft 
der Planungsmassnahme, mit der die Mehrnutzung reali-
siert werden kann. Vom so errechneten Mehrwert, der den 
Freibetrag von Fr. 30‘000.- pro Parzelle übersteigt, sind 
bei gesteigerten baulichen Nutzungsmöglichkeiten ge-
mäss § 2 Abs. 1 bei Auf- und Umzonungen eine Mehr-
wertabgabe von 30 % und bei Quartierplanungen und 
Ausnahmeüberbauungen nach einheitlichem Plan von 40 
% geschuldet. 

2 Sind von der Planungsmassnahme mehrere Grundstü-
cke derselben Grundeigentümerschaft betroffen, so kann 
diese den Freibetrag nur einmal beanspruchen.  

3 Der ermittelte Bodenmehrwert wird vom Gemeinderat 
nach dem Planungsbeschluss der Einwohnergemeinde 
verfügt. Die gemeinderätliche Verfügung ist dem Regie-
rungsrat zur Kenntnis zu bringen und wird 

a) im Falle von zonenrechtlichen Festsetzungen in 
Analogie zu § 31 Abs. 1 des Raumplanungs- und 
Baugesetzes vom 8. Januar 1998) zeitgleich mit 
den Zonenvorschriften öffentlich aufgelegt;  

b) bei Ausnahmeüberbauungen nach einheitlichem 
Plan der Bauherrschaft eröffnet. 

4 Innerhalb der Auflagefrist von 30 Tagen bzw. innert 30 
Tagen seit Eröffnung der Verfügung, können die betroffe-
nen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sowie 
weitere Personen, die durch die Verfügung betroffen sind, 
und der Kanton gegen diese beim Steuer- und Enteig-
nungsgericht, Abteilung Enteignungsgericht, nach den 
Regeln von § 96a des Gesetzes über die Enteignung vom 
19. Juni 1950 Beschwerde erheben. Das Gericht kann die 

 

1 Der Mehrwert errechnet sich aus der Differenz des 
Wertes der betroffenen Parzellenfläche unmittelbar vor 
der Planungsmassnahme und zum Zeitpunkt der 
Rechtskraft der Planungsmassnahme, mit der die 
Mehrnutzung realisiert werden kann. Vom so errechne-
ten Mehrwert, der den Freibetrag von Fr. 30‘000.- pro 
Parzelle übersteigt, ist bei gesteigerten baulichen Nut-
zungsmöglichkeiten gemäss § 2 Abs. 1 bei Auf- und Um-
zonungen, Quartierplanungen und Ausnahmeüberbau-
ungen nach einheitlichem Plan eine Mehrwertabgabe 
von 40 % geschuldet. 

 

 

Die Kommission ist der Ansicht, 
dass kein Unterschied zwischen 
Auf- und Umzonungen und Quar-
tierplanungen und Ausnahmeüber-
bauungen nach einheitlichem Plan 
zu machen ist. Der Abgabesatz von 
40% wurde bereits in der Vergan-
genheit bei Quartierplanungen an-
gewendet und ist aus Sicht der 
Kommission angemessen. 
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Sistierung solcher Beschwerdeverfahren bis zur Rechts-
kraft des zugrundeliegenden Planungsbeschlusses an-
ordnen. 

§ 4 Veranlagung, Fälligkeit und Verfügung 

1 Der Mehrwertabgabe wird im Zeitpunkt in dem der Mehr-
wert realisiert wird (eine mehrwertrealisierende Veräusse-
rung oder rechtskräftige Erteilung der Baubewilligung, mit 
welcher die planungsrechtlich festgesetzte Nutzungserhö-
hung auf der Parzelle teilweise oder ganz realisiert wird) 
fällig und vom Gemeinderat beim Grundeigentümer erho-
ben. 

2 Der Gemeinderat erhebt die Mehrwertabgabe mittels 
Verfügung. 

3 Wird die fällige Mehrwertabgabe grundpfandrechtlich si-
chergestellt, kann die Abgabe mit Zustimmung des Ge-
meinderates zu einem späteren Zeitpunkt erhoben wer-
den. 

4 Innerhalb der Auflagefrist von 30 Tagen bzw. innert 30 
Tagen seit Eröffnung der Verfügung, können die betroffe-
nen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sowie 
weitere Personen, die durch die Verfügung betroffen sind, 
und der Kanton gegen diese beim Steuer- und Enteig-
nungsgericht, Abteilung Enteignungsgericht, nach den 
Regeln von § 96a des Gesetzes über die Enteignung vom 
19. Juni 1950 Beschwerde erheben. 
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§ 5 Besondere Vereinbarungen  

Der Gemeinderat ist berechtigt, anstelle der Mehrwertab-
gabe bei Auf- oder Umzonungen (inkl. Quartierplanungen 
und Ausnahmeüberbauungen nach einheitlichem Plan) 
mit der betroffenen Grundeigentümerschaft eine Sach- 
oder Dienstleistung bis 75 % des Mehrwertes zu verein-
baren 

  

§ 6 Verwendung der Mehrwertabgabe  

Der Gemeinderat stellt die zweckgebundene Verwendung 
der Mehrwertabgaben durch die Äufnung eines Fonds si-
cher. Die Mehrwertabgaben werden nach Massgabe des 
Reglements über den Fonds für Infrastrukturbeiträge und 
Mehrwertabgaben verwendet.  

 

Der Gemeinderat stellt die zweckgebundene Verwen-
dung der Mehrwertabgaben durch die Äufnung eines 
Fonds sicher. Die Mehrwertabgaben werden nach Mas-
sgabe von Art. 5 Abs. 1ter des Bundesgesetzes über die 
Raumplanung verwendet; der Gemeinderat kann die 
Einzelheiten durch Verordnung regeln. 

 

Aus Sicht der Kommission bedarf es 
keiner Regelung der Mittelverwen-
dung auf Stufe Reglement, da sich 
die zulässigen Zwecke bereits aus 
dem Bundesrecht ergeben. Dem 
Gemeinderat wird es überlassen, 
die für den Vollzug notwendigen 
Bestimmungen auf dem Verord-
nungsweg zu erlassen. 

§ 7 Übergangsbestimmung 

Für beschlossene Planungsmassnahmen (Quartierpläne 
und Ausnahmeüberbauungen nach einheitlichem Plan), 
für die ein gültiger verwaltungsrechtlicher Vertrag über ei-
nen Infrastrukturbeitrag vorliegt, gilt für die Erhebung der 
Mehrwertabgabe bei Inkrafttreten dieser Revision die ver-
tragliche Regelung, in allen anderen Fällen das vorlie-
gende Reglement. 
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§ 8 Genehmigung und Inkrafttreten  

Dieses Reglement tritt mit der Genehmigung des Regie-
rungsrates des Kantons Basel-Landschaft in Kraft. 

Im Namen des Einwohnerrats 

Der/Die Präsident/in: [Name] 
Der Sekretär: [Name] 

  

 


